
reits im ersten oder zweiten Termin das Verfahren ab­
zuschließen, ohne daß dadurch die Qualität der Ent­
scheidung gelitten hätte. Nicht zu billigende, zum Teil 
erhebliche Verzögerungen im Ablauf des Verfahrens 
treten allerdings dann ein, wenn die Klärung des Sach­
verhalts oder die rechtliche Problematik nicht einfach 
waren. Mitunter wurde dann versucht, die Parteien zu 
außergerichtlichen Vergleichsverhandlungen zu bewe­
gen, obwohl hierfür keine Voraussetzungen gegeben 
waren. Es kommt auch vor, daß Stellungnahmen an­
derer staatlicher Organe, besonders des RLN, beigezo­
gen oder von ihnen Entscheidungen verlangt werden, 
obwohl diese Entscheidungen von den Gerichten selbst 
zu treffen sind. Bei manchen Gerichten ist eine gewis­
senhafte, zielstrebige Vorbereitung der Termine nicht 
gesichert, und es wird in den erforderlichen Fällen 
nicht nach Verfahrenskonzeptionen gearbeitet./8/ Bei 
einfachen Sachen, z. B. bei der Geltendmachung von 
Umlagen und sonstigen Forderungen aus der Jahres­
endabrechnung, wird in den Rechtsantragsstellen auch 
noch zu wenig auf die Einleitung von Mahnverfahren 
orientiert. Das Urteil des Obersten Gerichts vom 20. Mai 
1963 - 2 Zz 2/63 - (NJ 1963 S. 762) steht dem keines­
wegs entgegen.

Einbeziehung der Schöffen
Das Eindringen in die Problematik der LPG-Rechts- 
verfahren verlangt von allen Richtern, also auch von 
den Schöffen, Sachkenntnis über die gesellschaftliche 
Stellung der LPGs, über ihre Bedeutung für die Volks­
wirtschaft, über die Ausgestaltung der Beziehungen 
zwischen Mitglied und Genossenschaft sowie über die 
spezifischen Produktions- und Arbeitsverhältnisse. 
Diese Sachkenntnis kann nicht von jedem Schöffen 
verlangt werden. Es liegt daher nahe — ähnlich wie in 
Arbeitsrechtsverfahren — zur Entscheidung von LPG- 
Rechtsstreitigkeiten sachkundige Schöffen heranzuzie­
hen, also solche, die selbst in der Landwirtschaft und 
in artverwandten Berufen tätig sind oder in entspre­
chenden staatlichen Organen arbeiten. Das ist bisher 
kaum gelungen. Die Gerichte sehen ein, daß eine solche 
Verfahrensweise zur Qualifizierung der Rechtsprechung 
beiträgt. Sie verweisen jedoch darauf, daß die Vor­
schriften über den Einsatz der Schöffen es nicht er­
möglichen, alle LPG-Rechtsverfahren mit sachkundigen 
Schöffen zu verhandeln. Trotzdem bestehen u. E. auch 
ohne gesetzliche Neuregelung größere Möglichkeiten 
dazu. Bei einem zielgerichteten Einsatz der Schöffen 
müßte es möglich sein, wenigstens einen sachkundigen 
Schöffen heranzuziehen. Vor allem in den Kreisen, in 
denen die Landwirtschaft eine bedeutende Rolle spielt, 
verfügen die Kreisgerichte in der Regel auch über ge­
nügend Schöffen aus diesem Wirtschaftszweig.
Darüber hinaus verstehen es die Kreisgerichte noch 
nicht, die an LPG-Rechtsverfahren beteiligten Schöffen 
bei der Vorbereitung und Auswertung der Verfahren 
wirksam einzusetzen, wie dies im Bericht des Prä­
sidiums an das Plenum des Obersten Gerichts auf der 
30. Plenartagung gefordert wird. Vor allem von sach­
kundigen Schöffen mit reichen Erfahrungen auf dem 
Gebiet unserer Landwirtschaftspolitik können bei der 
Auswertung der Prozeßergebnisse in der Genossen­
schaft oder in anderen Gremien beachtliche erziehe­
rische Einflüsse ausgehen.

Mitwirkung gesellschaftlicher Kräfte
Daß in einer Reihe von Fällen die Mitwirkung gesell­
schaftlicher Kräfte noch ungenügend ist, mag mit dar­
auf zurückzuführen sein, daß in vielen Verfahren Ver-
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treter der RLN beteiligt sind. Die Gerichte beachten 
nicht, daß es sich hier um eine für die LPG-Rechtsver- 
fahren besonders typische und notwendige Zusammen­
arbeit mit einem staatlichen Organ handelt. Das schließt 
jedoch nicht aus, Vertreter der am Verfahren beteilig­
ten und anderer LPGs über den Konflikt zu informie­
ren bzw. an der Lösung der Problematik interessierte 
gesellschaftliche Kräfte aus der Gemeinde zur Klärung 
des Sachverhalts, zur Ursachenfeststellung oder zur er­
zieherischen Einflußnahme auf die Verfahrensbeteilig­
ten und andere Bürger einzubeziehen. Es kommt dabei 
nicht auf eine schematische Handhabung der gegebenen 
Möglichkeiten an, sondern darauf, diese in den Verfah­
ren zu nutzen, die dafür geeignet sind./9/ Das kann z. B. 
der Fall sein, wenn es um Probleme geht, die bei dem 
Zusammenschluß einer LPG Typ I mit einer LPG 
Typ III entstanden sind, oder wenn es sich um die 
Übergabe von Vieh bei der Erfüllung des Inventarbei­
trags handelt, da erfahrungsgemäß derartige Verfah­
ren auch andere Mitglieder oder Genossenschaften in­
teressieren und sie eigene Entschließungen davon ab­
hängig machen.

Zusammenarbeit der Gerichte mit staatlichen Organen, 
insbesondere mit den RLN

Die Zusammenarbeit in den Bezirken ist unterschiedlich 
entwickelt. Hervorzuheben ist, daß sie sich nicht auf 
die Teilnahme am Gerichtsverfahren beschränken darf. 
In einigen Bezirken informieren sich der RLN und das 
Gericht gegenseitig über ihre Arbeitsergebnisse und 
über neue Probleme. Sie arbeiten bei der Auswertung 
von Verfahren und Eingaben der Bürger, bei der Schu­
lung der Genossenschaftsmitglieder sowie bei der Lö­
sung einzelner Konfliktfälle und spezieller Rechts­
probleme außerhalb der gerichtlichen Verfahren eng 
zusammen. Gute Ergebnisse wurden vor allem dort er­
reicht, wo Richter und Mitarbeiter der RLN, insbeson­
dere Justitiare, eigene Initiative entfalten, wie das z. B. 
im Kreis Neuruppin der Fall ist. Zu begrüßen ist auch, 
daß sich erfahrene Richter auf dem Gebiet des LPG- 
Rechts für die Winterschulung der Genossenschafts­
bauern und andere Veranstaltungen zur Verfügung 
stellen. Hierdurch erhalten insbesondere die Leitungs­
mitglieder der Genossenschaften einen Einblick in die 
Arbeit der Gerichte: andererseits wird der Blick der 
Richter für die genossenschaftlichen Probleme erwei­
tert.
Trotzdem kommt es in Einzelfällen noch immer vor, 
daß zur Klärung bestimmter Probleme nicht die Mit­
arbeit des RLN gesucht wird. Die Gerichte sollten schon 
bei der Vorbereitung des Verfahrens prüfen, welche 
außergerichtlichen Bemühungen zur Beilegung der Dif­
ferenzen unternommen worden sind. In nicht wenigen 
Fällen wird dann festgestellt werden können, daß der 
RLN bereits versucht hat, aufklärend und ausgleichend 
zu wirken. Gerade hierüber sollte sich das Gericht um­
fassend informieren lassen. Zum anderen kommt es 
aber noch immer vor, daß die Gerichte versuchen, be­
stimmte Rechtsfragen, über die sie in eigener Verant­
wortung zu befinden haben, durch den RLN entschei­
den zu lassen./lO/
Zur Überwindung solcher Erscheinungen sollten die 
Direktoren der Kreisgerichte und die Präsidien der 
Bezirksgerichte der Qualifizierung der auf dem Ge­
biete des LPG-Rechts tätigen Richter mehr Aufmerk­
samkeit schenken. Wegen des nicht allzu großen An­
falls derartiger Verfahren spielt diese Problematik in 
Präsidiumssitzungen, Dienstbesprechungen und Fach-
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